
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ : nein

BGB §§ 505, 564, 565, 595; WährG § 3

Wird ein Miet- oder Pachtvertrag gekündigt, einigen 
sich die Vertragspartner aber vor Ablauf der Kündigungs­
frist auf eine Fortsetzung des Vertrages, so liegt nicht 
der Abschluß eines neuen Miet- oder Pachtvertrages vor; 
vielmehr bleibt der bereits abgeschlossene Vertrag in 
Kraft, so daß eine von der Landeszentralbank genehmigte 
Wertsicherungsklausel nicht der erneuten Genehmigung be­
darf,

BGB §§ 126, 566

Zur Frage der Erfüllung des Schriftformerfordemisses 
bei Nachtragsvereinbarungen zu Miet- und Pachtverträ­
gen.

BGH, Urt.v.20. März 1974 - VIII ZR 31/73 - OLG Koblenz
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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 20. März 1974 durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Haidinger und die Richter 
Claßen, Mormann, Bramaier und Hoffmann

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 2. Zivil­
senats des Oherlandesgerichts Koblenz vom 
12. Januar 1973 wird auf Kosten der Beklag­
ten zurückgewiesen.

1

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Parteien schlossen am 30. August 1964 einen 
schriftlichen als Pachtvertrag bezeichneten Vertrag 
über die bebauten Grundstücke des Klägers in D ^ H ^ B

Straße und Danach
verpachtete der Kläger den Beklagten diese GrundstÜk- 
ke und die darauf befindlichen, zum Teil mit Mietern 
belegten 3 Häuser für die Zeit vom 15. August 1964 
bis 31. März 1994. § 3 dieses Vertrages lautet:

"§ 3 Zweck der Verpachtung.
A Auf Seiten des Verpächters.
Der Verpächter, weit entfernt wohnend, 
möchte die Besitzung im ganzen lang­
fristig in gute jüngere Hände geben, 
um sich um nichts mehr kümmern zu müs­
sen, was die Besitzung betrifft, und um 
zugleich eine sichere wertbeständige 
Einnahme zu haben.
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Als oberster Grundsatz gilt deshalb, daß 
die Pflichten des Verpächters sich be­
schränken auf die Überlassung der Grund­
stücke an die Pächter, auf die Zahlung 
der lastenausgleichsabgaben und die Zah­
lung der Bergschädenversicherung,
Alles andere ist Sache der Pächter auf 
ihre eigenen Kosten.

B Auf Seiten der Pächter.
Die Pächter beabsichtigen als Renault- 
Vertragshändler auf den Pachtgrundstük- 
ken eine Ausstellungshalle mit Werk­
statt für Kraftfahrzeuge und Lagerhalle 
zu bauen, und zwar bis zu ca. 2 000 qm Grö­
ße. Sie wollen außerdem eine kleine Tank­
stelle errichten und Parkplätze vorsehen 
für ihren Betrieb.”

Nach § 5 des Vertrages betrug der zunächst nied­
riger bemessene Pachtzins ab 1. April 1967 monatlich 
1 800 DM. In § 5 Abs. 2 einigten sich die Parteien 
über eine WertSicherungsklausel, die von der Landes­
zentralbank am 10. September 1964 genehmigt wurde.
§ 8 Abs. 1 des Vertrages bestimmt:

"Die Pächter dürfen, wenn es zur Erreichung 
ihrer genannten Pa^atzwecke notwendig ist, 
das alte Haus Nr. nebst Nebenbauten und 
das kleine Gartenhaus auf ihre Kosten ab­
brechen lassen.
Die Pächter dürfen aber mit dem Abbruch des 
alten Hauses Nr. 0  und des Gartenhauses 
ganz oder teilweise erst beginnen, nachdem 
sie die behördlichen Genehmigungen für die 
von ihnen dort geplanten Ersatzbauten er­
halten haben, deren Finanzierung und Aus­
führung sichergestellt ist und der Verpäch­
ter nach Vorlage der Urkunden hierüber dem



- 4 -

Abbruch schriftlich zugestimmt hat. Die 
Bauanträge und Bauzeichnungen sind dem Ver­
pächter zur Unterzeichnung vorzulegen.w

Weiter sieht § 8 Abs. 2 vor, daß die Entfernung aller 
Auf-, Um- und Einbauten sowie aller Anlagen und Ein­
richtungen, welche von den Pächtern auf den Pacht­
grundstücken erstellt werden dürfen, ohne vorherige 
schriftliche Genehmigung des Verpächters nicht wieder 
beseitigt werden dürfen, und daß sie bei Beendigung 
des Pachtverhältnisses nach Wahl des Verpächters be­
stehen bleiben oder auf Kosten der Pächter ganz oder 
teilweise wieder beseitigt werden müssen. Nur zu ei­
nem Teil sollten die Pächter bei Beendigung des Pacht­
verhältnisses unter gewissen Voraussetzungen Anspruch 
auf eine näher bestimmte Vergütung für die nach Wahl 
des Verpächters bestehen bleibenden Bauten und Anla­
gen haben. In § 9 Abs. 1 verpflichtete sich der Klä­
ger, als Sicherung für die Beklagten bei einer größe­
ren Bebauung seiner Grundstücke auf Verlangen eine 
erstrangige persönliche Dienstbarkeit zugunsten der 
Beklagten auf den zu bebauenden Grundstücken eintra­
gen zu lassen, ,fdie verhindert, daß die Pächter im 
Palle einer Zwangsversteigerung der Besitzung von 
dem Ersteher durch Kündigung gemäß § 57 a des Zwangs­
versteigerungsgesetzes ihrer Investitionen verlustig 
gehen.” § 12 Abs. 2 des Vertrages lautet:

"Sollte das in § 3 B dieses Vertrages ge­
nannte Bauvorhaben der Pächter nur in ei­
nem so wesentlich geringeren Umfange be­
hördlich genehmigt werden, daß es den 
Pächtern nicht mehr wirtschaftlich er­
scheint, so haben die Pächter ein einma­
liges außerordentliches Kündigungsrecht 
bezüglich dieses Vertrages bis 31.März 
1965 zum 30. Juni 1965.”
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Nachdem die Beklagten von diesem Ründigungsrecht mit 
Schreiben vom 22. März 1965 Gebrauch gemacht hatten, 
vereinbarten die Parteien am 16. Mai 1965 einen von 
ihnen unterschriebenen "Nachtrag zum Pachtvertrag ... 
vom 30. August 1964”. Dieser Nachtrag lautet:

M§12 Abs. 2 des Pachtvertrages vom 30.August
1964 wird dahin geändert, daß das einmalige 
außerordentliche Kündigungsrecht der Päch­
ter bis zum 30. Juni 1965 zum 30. September
1965 erfolgen kann.
Die Pächter nehmen die zum 30. Juni 1965 
ausgesprochene Kündigung mit Einverständnis 
des Verpächters hiermit zurück.”

Am 30. November 1967 wurde den Beklagten die be­
antragte und schon früher vom Bauordnungsamt in Aus­
sicht gestellte Baugenehmigung erteilt.

Etwa ein bis zwei Jahre nach Abschluß des Pacht­
vertrages begannen zwisehen den Parteien Verhandlun­
gen über den Abschluß eines Erbbaurechtsvertrages, 
den die Beklagten wünschten, weil sie für die von ih­
nen auf dem Pachtgrundstück geplanten Bauvorhaben 
Kredite benötigten, die sie nach ihrer Darstellung 
nur erhalten konnten, wenn ihnen ein beleihbares Erb­
baurecht eingeräumt wurde. Als die Verhandlungen schei 
terten, weil die Parteien sich über die Einräumung 
des Erbbaurechts nicht einigen konnten, kündigten die 
Beklagten den Pachtvertrag mit Schreiben vom 29. De­
zember 1967. Ab Dezember 1967 leisteten sie keine 
Pacht zins Zahlungen mehr. Erneute Verhandlungen der 
Parteien führten am 27. Oktober 1969 zu einer privat­
schriftlichen Vereinbarung darüber, daß der schon frü-
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her entworfene Erbbaurechtevertrag in der vorliegen­
den Form beurkundet werden solle, sobald die Beklag­
ten anzeigten, daß ihnen, nachdem die ursprüngli­
che Genehmigung abgelaufen war, eine neue Baugeneh­
migung erteilt war. Die Beklagten teilten dem Klä­
ger am 27. November 1969 mit, daß ihnen die Baugeneh­
migung wieder erteilt worden sei. Dennoch kam es 
nicht zur notariellen Beurkundung des Erbbaurechts­
vertrages, weil die Parteien sich Uber einige Punkte 
nicht einigen konnten.

Mit der Klage verlangt der Kläger als Teilbe- 1
trag des nach seiner Meinung seit Dezember 1967 rück­
ständigen Pachtzinses 27 969,66 DM nebst Zinsen. Das 
Landgericht hat der Klage mit einer Kürzung des Zins­
anspruchs stattgegeben. Die Beklagten haben Berufung 
eingelegt und im zweiten Rechtszuge Widerklage erho­
ben mit dem Antrag, festzustellen, daß auf Grund der 
Nachtragsvereinbarung vom 16. Mai 1965 ein Pachtver­
hältnis nicht begründet worden sei, hilfsweise, daß 
das Pachtverhältnis durch die Erklärung der Beklag­
ten vom 29. Dezember 1967 beendet worden sei, und wei­
ter hilfsweise, daß die dem Vertragsabschluß zugrunde 
liegenden Verhältnisse sich grundlegend geändert hät­
ten, so daß dadurch das Pachtverhältnis spätestens 
mit dem Zugang der Erklärung vom 29. Dezember 1967 
beendet worden sei.

Das Oberlandesgericht hat unter Zurückweisung 
der Berufung die Widerklage abgewiesen. Mit der Revi­
sion verfolgen die Beklagten ihre Anträge aus dem 
zweiten Rechtszuge weiter. Der Kläger hat beantragt, 
die Revision zurückzuweisen.
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Entscheidungsgründe:

A. Es braucht nicht geprüft zu werden, ob der 
zwischen den Parteien geschlossene Vertrag wirklich 
ein Pachtvertrag oder möglicherweise ein Mietvertrag 
ist; denn die gesetzlichen Vorschriften, die für die 
hier zu treffende Entscheidung in Betracht kommen, 
sind für Mietverträge wie Pachtverträge dieselben.

B. Zur Feststellungswiderklage

I. Zutreffend hat das Berufungsgericht das mit 
der Widerklage verfolgte Begehren der Beklagten da­
hin ausgelegt, daß es in erster Linie auf die Fest­
stellung gerichtet ist, der Pachtvertrag vom 50. Aug- 
gust 1964 sei durch die Kündigung vom 22. März 1965 
beendet worden. Insoweit hat es die nach § 280 ZPO zuläe 
sige Zwischenfeststellungswiderklage als unbegründet 
angesehen, weil die Kündigung vom 22. März 1965 in­
folge ihrer einverständlichen Aufhebung in der Nach­
tragsvereinbarung der Parteien vom 16. Mai 1965 wir­
kungslos geblieben sei.

Die Revision meint, die Nachtragsvereinbarung 
der Parteien habe der Kündigung der Beklagten die 
vertragsbeendende Wirkung nicht genommen. Rechtlich 
gesehen liege vielmehr der Abschluß eines auf Fort­
setzung des früheren Vertrages gerichteten neuen Ver­
trages vor. Per neue Vertrag ermangele aber der ge­
setzlichen Schriftform (§ 566 BGB), weil der ursprüng­
liche Text nicht mit der Nachtragsvereinbarung fest 
verbunden worden sei (BGHZ 40, 256). Außerdem fehle
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im neuen Vertrag die Genehmigung der Wertsicherungs- 
klausel durch die Landeszentralbank nach § 3 WährG.

1. Ob der Pachtvertrag nach dem 16. Mai 1965 
nicht mehr der Schriftform genügte, kann zunächst 
dahingestellt bleiben (s. dazu unten II 1). Denn die 
Nichteinhaltung der Schriftform macht einen Miet­
oder Pachtvertrag nicht unwirksam, sondern nur wie 
einen auf unbestimmte Zeit geschlossenen Vertrag 
kündbar (§ 566 Satz 2 BGB).

2. Entgegen der Ansicht der Revision hatte die 
vertragliche Aufhebung der Kündigung nicht zur Fol­
ge, daß die in dem gekündigten Vertrag vereinbarte 
und bereits genehmigte Wertsicherungsklausel nochmals 
einer Genehmigung der Lande szentralbank gemäß § 3 
WährG bedurfte. Wie zu entscheiden wäre, wenn die Kün­
digung erst nach dem Eintritt ihrer Wirkung, also 
nach dem 30. Juni 1965 einverständlich aufgehoben wor­
den wäre, kann offenbleiben. Jedenfalls dann, wenn 
wie hier die einverständliche Aufhebung der Kündigung 
noch vor Ablauf der Kündigungsfrist, also während der 
Geltung des Vertrags vereinbart wird, bleibt der ge­
kündigte Vertrag und damit auch die genehmigte Wert­
sicherungsklausel unverändert in Kraft. Eine erneute 
Genehmigung ist nicht erforderlich, weil mit der ver­
traglichen Aufhebung der Kündigung nicht ein neuer 
Pachtvertrag abgeschlossen, sondern nur der Kündigung 
entgegengewirkt wird (vgl. Mittelstein, Die Miete,
4. Aufl. § 75 Nr. 8 S. 461; Enneccerus/Lehmann, Schuld­
recht, 15. Aufl. § 24 Anm. 5; Pergande, Wohnraummiet- 
recht, BGB § 564 Anm. 10; Roquette, das Mietrecht des
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Bürgerlichen Gesetzbuchs, § 564 Nr. 29; vgl. auch zur 
Kündigung eines Arbeitsverhältnisses Hueck/Nipperdey, 
Arbeitsrecht, 7. Aufl. Bd. I § 56 II Nr. 4; BAG AP 
KündSchG § 1 Nr. 22). Die auf schuldrechtlichem Ge­
biet liegenden Wirkungen der Kündigung konnten nach 
§ 305 BGB unbedenklich durch einen hierauf gerichteten 
Vertrag beseitigt werden, ohne daß es hierfür eines 
Neuabschlusses des Pachtvertrags bedurfte.

3. Auch der Umstand, daß durch den Nachtrag vom 
16. Mai 1965 der Vertrag vom 30. August 1964 teilwei­
se, nämlich hinsichtlich der Kündigungsmöglichkeit 
der Beklagten und hinsichtlich des Mietzinses inhalt­
lich geändert worden ist, machte die Y/ertsicherungs- 
klausel nicht noch einmal genehmigungsbedurftig. Die 
Y/ertSicherungsklausel selbst wurde von diesen Ände­
rungen nicht berührt.

II. Hilfsweise haben die Beklagten Feststellung 
begehrt, daß der Pachtvertrag spätestens durch die 
Kündigung vom 29. Dezember 1967 beendet worden ist. 
Nach Ansicht des Berufungsgerichts ist auch diese spä­
tere Kündigungserklärung der Beklagten unwirksam.
Auch die hiergegen gerichteten Angriffe der Revision 
sind nicht begründet.

1. Ein Recht zur ordentlichen Kündigung stand 
den Beklagten am 29. Dezember 1967 nicht zu, weil 
der bis zum 31. März 1994 abgeschlossene Vertrag eine 
solche Kündigung nicht vorsieht.
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Das Vertragsverhältnis der Parteien unterlag 
entgegen der Ansicht der Revision nicht deshalb der 
ordentlichen Kündigung, weil nach Abschluß der ver- 
tragsändemden Nachtragsvereinbarung der Pachtvertrag 
mangels Verbindung der Urkunden vom 30. August 1964 
und vom 16. Mai 1965 der Schriftform entbehrte (vgl. 
dazu BGHZ 50, 39, 41). Die Revision meint, die Nach­
tragsvereinbarung hätte zur Wahrung der Schriftform 
beim Pehlen einer körperlichen Verbindung mit dem 
Ausgangsvertrag die wesentlichen Geschäftsbestandtei- 
le des Pachtvertrages wiederholen müssen. Zu Unrecht 
beruft sie sich für ihre Auffassung auf das Urteil 
des erkennenden Senats vom 19. März 1969 - VIII ZR 
66/67 (BG-HZ 52, 25). Dort hat der Senat lediglich 
ausgesprochen, daß nach dem Sinn und Zweck des § 565 
BGB ein von den Parteien des Hauptvertrages abge­
schlossener Mietverlängerungsvertrag die Schriftform 
.jedenfalls auch dann wahrt, wenn in ihm das vermiete­
te Grundstück nicht noch einmal bezeichnet worden ist, 
sofern sich nur aus ihm ergibt, daß die Parteien das 
Mietverhältnis über das im Hauptvertrag genannte Grund­
stück fortsetzen wollten, und wenn im übrigen der 
Nachtragsvertrag die wesentlichen Geschäftsbestandtei­
le eines Mietvertrages enthält (vgl. die Anmerkung von 
Mezger zu dem oben gen. Urteil - LM BGB § 126 Nr. 6).
In seinem Urteil vom 18. Juni 1969 - VIII ZR 88/67 
(LM BGB § 126 Nr. 7 = WM 1969, 920 = MDR 1969, 1002) 
hat der Senat auch die Wiederholung des Mietpreises 
und des sonstigen unveränderten Vertragsinhaltes in 
der Nachtragsvereinbarung zur Wahrung der Schriftform 
nicht für erforderlich gehalten, weil dem Nachtrags­
vertrag eindeutig zu entnehmen war, daß es insoweit 
bei dem verbleiben sollte, was von den Vertragspart-
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nern bereits formgültig vereinbart worden war. Per 
Sinn und Zweck des § 566, einen etwaigen Grundstücks- 
erwerber im Hinblick auf § 571 BGB über das Bestehen 
und den Inhalt langfristig abgeschlossener Mietver­
träge zuverlässig zu unterrichten, erfordern die Wie­
derholung des eindeutig von der Vertragsänderung 
nicht betroffenen Vertragsinhaltes im Änderungsver­
trag nicht, weil sich der Erwerber anhand der vor­
handenen Vertragsurkunden ein vollständiges und zu­
verlässiges Bild machen kann. Es wäre eine den Be­
dürfnissen der Praxis zuwiderlaufende Pörmelei, von 
den Parteien, die schon den Hauptvertrag unterzeich­
net haben, die nochmalige Beurkundung auch der ein­
deutig von der Änderung nicht betroffenen Vertrags­
teile zu verlangen.

Biese Erwägungen gelten auch für den vorliegen­
den Pall. Auch hier ist durch die Bezugnahme auf die 
von den Vertragschließenden der Nachtragsvereinbarung 
Unterzeichnete Urkunde vom 30. August 1964 jedem Zwei­
fel entzogen, auf welchen Mietgegenstand und auf wel­
chen im übrigen unverändert gelassenen Vertragsinhalt 
sich die am 16. Mai 1965 getroffenen Änderungen bezo­
gen. Burch die Wiederholung wesentlicher Teile des 
Ausgangsvertrages wäre auch für einen etwaigen Erwer­
ber der Pachtgrundstücke keine größere Klarheit über 
den Inhalt des Vertragsverhältnisses geschaffen wor­
den. Sie war deshalb entbehrlich.

2. Die Beklagten hatten am 29. Bezember 1967 
auch kein Recht zur außerordentlichen Kündigung.
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a) Die Revision macht insoweit geltend, das Be­
rufungsgericht habe dem § 8 Abs. 1 Satz 2 des Pacht­
vertrages (PV) zu Unrecht entnommen, daß die Frage 
der Finanzierung der geplanten Baumaßnahmen nach den 
Vorstellungen der Vertragsparteien gesichert gewesen 
sei. In Wirklichkeit sei dort lediglich festgelegt 
worden, daß die Beklagten das Haus Nr. erst ab­
reißen dürfen, wenn (u.a.) auch die Finanzierung des 
Wiederaufbaues gesichert ist. Die Möglichkeit der Fi­
nanzierung der Aufbauten der Beklagten könne danach 
im Gegensatz zur Auffassung des Berufungsgerichts 
durchaus Geschäftsgrundlage des Vertrages gewesen 
sein.

Der Revision ist zuzugeben, daß der Wortlaut der 
genannten Vertragsbestimmung und auch der .Sinnzusam­
menhang für ihre Auffassung sprechen. Dem Berufungs­
gericht ist das ersichtlich entgangen. Für die Revi­
sionsinstanz ist deshalb zu unterstellen, daß § 8 
Abs. 1 Satz 2 PV nicht die Feststellung enthält, die 
Finanzierung der von den Beklagten geplanten Bauten 
sei bereits gesichert.

b) Das verhilft der Revision indessen nicht zum 
Erfolg.

Ein Mieter oder Pächter, der sich das Recht ein­
räumen läßt, das Miet- oder Pachtgrundstück auf eige­
ne Kosten zu bebauen, trägt, wenn nicht besondere Um­
stände dargetan sind, allein das Risiko der Finan­
zierung des Aufbaues. Gegenstand der Geschäftsgrund­
lage können aber grundsätzlich niemals Umstände sein, 
die in den Risikobereich der einen oder anderen Ver-
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tragspartei fallen. § 242 BGB ist nicht dazu da, die 
im Vertrag liegende Risikoverteilung zu beseitigen 
(Senatsurteil vom 20. Mai 1970 - VIII ZR 197/68 = VJM 
1970, 907 = NJW 1970, 1313).

Besonderheiten, die hier ausnahmsweise eine ande­
re Annahme nahelegen könnten, sind nicht ersichtlich.
Im Gegenteil. § 3 A PV, auf den das Berufungsurteil 
mit Recht abhebt, besagt klar, daß der betagte Kläger 
den Pachtvertrag schloß, ”um sich um nichts mehr küm­
mern zu müssen ... und um zugleich eine sichere wert­
beständige Einnahme zu haben”. Nachdem in § 3 A Abs.2 
festgelegt wurde, welche Verpflichtungen den Kläger als 
Verpächter allein noch treffen sollen, heißt es ab­
schließend in Abs. 3, daß alles andere Sache der Päch­
ter auf deren Kosten sei. Dieser Satz ist im Vertrags­
text unterstrichen.

Daraus folgt zwingend, daß der Kläger, hätten 
die Beklagten den Bestand des Vertrages oder dessen 
Inhalt von der Möglichkeit der Finanzierung der ge­
planten Baumaßnahmen abhängig machen wollen, hierauf 
nicht eingegangen wäre und redlicherweise auch nicht 
hätte einzugehen brauchen.

c) Diesem rechtlichen Ergebnis kann die Revision 
auch nicht mit der auf § 286 ZPO gestützten Rüge be­
gegnen, das Berufungsgericht habe es unterlassen, Be­
weis darüber zu erheben, daß der Kläger und dessen Be­
rater, Amtsgerichtsrat i.R. Dr. bei den Ver­
tragsverhandlungen erklärt hätten, der Pachtvertrag 
in der abgeschlossenen Form sei wegen seines § 9 
(Dienstbarkeit) "beleihungsfähig”. Die Beklagten ha-
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ben nicht ausgeführt, was sie unter Beleihungsfähig­
keit verstehen. Doch kann das auf sich beruhen. Auch 
wenn die Vorstellung des Klägers und der Beklagten 
tatsächlich dahin gegangen wäre, der Vertrag als sol­
cher könne beliehen werden, so änderte das nichts 
daran, daß die Finanzierung des geplanten Aufbaues 
aus den unter II 2 b dargelegten Gründen im Risiko­
bereich der Beklagten blieb und daher nicht zur Ge­
schäftsgrundlage werden konnte.

III. Die Revision bemängelt weiter, das Berufungs­
gericht hätte auch darüber entscheiden müssen, ob 
der Pachtvertrag nicht jedenfalls nach dem 29. Dezem­
ber 1967 aufgelöst worden sei.

Die Rüge ist nicht begründet.

Das Berufungsgericht glaubte insoweit eine Ent­
scheidung nicht treffen zu können, weil nach seiner 
Auffassung das Feststellungsbegehren der Beklagten 
nicht über den 29. Dezember 1967 hinausreichte.

Dem ist zuzustimmen. Es kann dahingestellt blei­
ben, ob und inwieweit der Vortrag der Beklagten, mit 
dem sie in der Berufungsinstanz ihre Anträge begrün­
det haben, überhaupt Anhaltspunkte dafür enthält,der 
Pachtvertrag könne jedenfalls nach dem 29. Dezember 
1967 wegen Wegfalls der Geschäftsgrundlage hinfällig 
geworden sein. Die Beklagten haben nicht mehr beantragt, 
als festzustellen, daß ihre Erklärung vom 29. Dezember 
1967 das Pachtverhältnis beendet hat, bzw. daß wegen 
grundlegender Veränderung der Verhältnisse spätestens
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durch diese Erklärung das Pachtverhältnis beendet 
worden ist. Angesichts dieses, was den zeitlichen 
Geltungsbereich angeht, ganz präzisen, im Anwalts­
prozeß gestellten Antrags bestand für das Berufungsge­
richt entgegen der Ansicht der Revision keine Ver­
pflichtung, auf die Möglichkeit einer etwaigen ande­
ren Antragstellung hinzuweisen (§ 139 ZPO).

C. Zur Klage

Aus den Ausführungen unter B ergibt sich, daß 
der Pachtvertrag wirksam geschlossen und vor dem 29. 
Dezember 1967 nicht aufgelöst worden ist. Weitere 
Auflösungsgründe haben die Beklagten erst wieder aus 
dem Verhalten des Klägers im Anschluß an die Verein­
barung vom 27. Oktober 1969 sowie daraus hergeleitet, 
daß ihr Vertragshändlervertrag mit der Pirma R ^ m ^  
zum 31. Dezember 1972 gekündigt worden ist. Hierauf 
kommt es aber nicht an, weil die rechnerisch unstrei­
tige Urteilssumme nur Pachtzinsansprüche für die Zeit 
bis einschließlich Juli 1969 betrifft. Der Zahlungs­
klage ist deshalb mit Recht stattgegeben worden.
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D. Die Revision erweist sich somit in vollem 
Umfang als unbegründet und war deshalb mit der Ko­
stenfolge aus § 97 ZPO zurückzuweisen.

Dr. Hal dinger CI aß en Mormann

Braxmaier Hoffmann
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